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hat der 5. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Naumburg im schriftlichen Verfahren mit 

Schriftsatzfrist bis zum 19. Dezember 2025 durch die Vorsitzende Richterin am Oberlan-

desgericht Ewald, den Richter am Oberlandesgericht Dr. Pechtold und den Richter am 

Oberlandesgericht Pikarski für Recht erkannt: 

 

Auf die Berufung der Klägerin wird das am 26. Juni 2025 verkündete Urteil der 

9. Zivilkammer des Landgerichts Magdeburg abgeändert und wie folgt neu ge-

fasst:  

 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 4.000 € nebst Zinsen in Höhe von 

fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz ab 27. Oktober 2024 zu zahlen.  

 

2. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin außergerichtliche Rechtsanwalts-

kosten in Höhe von 800,39 € zu zahlen.  

 

3. Die Widerklage wird abgewiesen.  

 

4. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.  

 

5. Das Urteil ist ohne Sicherheitsleistung vorläufig vollstreckbar;  

 

und beschlossen:  

 

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 8.760 € festgesetzt.  

 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Die Klägerin nimmt die Beklagte auf Rückzahlung der geleisteten Vergütung aus einem 

Coaching Vertrag in Anspruch.  

 

Wegen des Sach- und Streitstandes im ersten Rechtszug einschließlich der dort ergange-

nen Entscheidung wird auf das angefochtene Urteil (Bd. II Bl. 34 – 47 d.A.) Bezug genom-

men.  
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Dagegen wendet sich die Klägerin mit ihrer Berufung, mit der sie unter Wiederholung und 

Vertiefung ihres erstinstanzlichen Vorbringens weiterhin die Verurteilung der Beklagten 

zur Rückzahlung des von ihr an die Beklagte gezahlten Coaching – Honorars von 4.000 € 

und die Abweisung der auf Zahlung eines weiteren Coaching – Honorars von 4.760 € ge-

richteten Widerklage erstrebt.  

 

Entgegen der im Urteil des Landgerichts Magdeburg vertretenen Rechtsansicht seien die 

Regelungen des FernUSG anwendbar, zumal eine Lernerfolgskontrolle durch die Be-

klagte geschuldet war. Das Tatbestandsmerkmal der Überwachung des Lernerfolgs sei 

weit auszulegen und bereits dann erfüllt, wenn der Lernende nach dem Vertrag den An-

spruch und die Möglichkeit habe, zum Beispiel in einer begleitenden Unterrichtsveranstal-

tung durch mündliche Fragen zum erlernten Stoff eine individuelle Kontrolle des Lerner-

folgs zu erhalten. Ob eine solcher Anspruch bestehe, sei bei Fehlen einer ausdrücklichen 

Regelung im Vertrag im Wege der Auslegung festzustellen. Im Ergebnis habe die Klägerin 

hier die Möglichkeit gehabt, durch Fragen eine Lernerfolgskontrolle herbeizuführen.  

 

Zudem sei auch der personelle Anwendungsbereich des FernUSG eröffnet. Denn das 

FernUSG finde entgegen der vom Landgericht und der Beklagten vertretenen Rechtsan-

sicht auch auf Unternehmer Anwendung.  

 

Die Klägerin beantragt,  

 

unter Abänderung des Urteils des Landgerichts Magdeburg vom 26. Juni 2025  

 

die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 4.000 € nebst Zinsen in Höhe von fünf 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 27. Oktober 2024 zu zahlen;  

 

die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin außergerichtliche Rechtsanwaltskosten 

in Höhe von 800,39 € zu zahlen;   

 

die Widerklage abzuweisen.  

 

Die Beklagte beantragt,  

 

die Berufung der Klägerin gegen das am 26. Juni 2025 verkündete Urteil des 

Landgerichts Magdeburg zurückzuweisen.  
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Die Beklagte verteidigt unter Wiederholung und Vertiefung ihres Vorbringens die ange-

fochtene Entscheidung.  

 

Sie meint, das zwischen den Parteien bestehende Vertragsverhältnis unterfalle nicht dem 

Fernunterrichtsschutzgesetz, so dass der Klägerin kein diesbezüglicher Rückzahlungsan-

spruch zustehe. Schwerpunkt der hier vertraglich geschuldeten Leistung sei bereits nicht 

die systematische Vermittlung von Wissen im Sinne des § 1 I Hs. 1 FernUSG, sondern 

eine betriebswirtschaftliche Unternehmensberatung. Zudem sei eine irgendwie geartete 

Lernkontrolle hier weder vertraglich vereinbart worden, noch habe ein Anspruch bestan-

den, eine solche einzufordern. Auch in tatsächlicher Hinsicht sei keine Lernkontrolle er-

folgt. Es fehle weiterhin an einer räumlichen Trennung i.S.d. § 1 Abs. 1 Nr. 1 FernUSG. 

Das Fehlen der räumlichen Trennung ergebe sich aus dem Umstand, dass die Beratung 

zum Großteil „synchron“ und in Echtzeit erfolgt sei.  

 

 

II. 

 

Die Berufung ist zulässig (§§ 511 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1, 513 Abs. 1, 517, 519 f. ZPO). Sie 

hat auch in der Sache Erfolg.  

 

Entgegen der Auffassung des Landgerichts ist der zwischen den Parteien abgeschlos-

sene Dienstvertrag nichtig, sodass die Beklagte die geleistete Zahlung in Höhe von 

4.000 € rechtsgrundlos erlangt hat und die Klägerin diese aus § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 

BGB zurückverlangen kann. Die Nichtigkeit folgt aus § 7 Abs. 1 FernUSG i.V. m. § 12 

Abs. 1 FernUSG.  

 

Die Klägerin macht zu Recht geltend, dass die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 FernUSG 

vorliegen.  

 

1. Die Parteien haben eine entgeltliche Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten ge-

mäß § 1 Abs. 1 FernUSG vereinbart. Denn ausweislich des von der Klägerin als Anlage 

KGR 1 vorgelegten Vertrages vom 2. Mai 2024 beinhaltete der Vertrag „MYSales Corpo-

rate“ u.a. auch die Programmpunkte „Optimierung der Angebotspalette, Zielgruppenana-

lyse, Ausarbeitung verschiedener Vertriebskanäle zur Gewinnung von Neukunden, Erstel-

lung von Akquiseleitfäden, individuelles Qualifizierungs/Salesskript“, „Optimierung des Be-

ratungsgespräches“ sowie „Online Schulungsprogramm (8 Module)“ (vgl. Anlage KGR 1, 
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Bd. I Bl. 29, 30 d.A.). Damit ist der Aufbau und die Vermittlung von Kenntnissen und Wis-

sen ein wesentlicher Teil und Ziel des vertraglich vereinbarten Programms „MySalesCor-

porate“.  

 

2. Es ist auch das Merkmal der überwiegenden räumlichen Trennung gegeben.  

 

Diese Voraussetzung ist schon deshalb erfüllt, weil die Vermittlung von Kenntnissen und 

Fähigkeiten hier in Form von Online – Meetings erfolgte und die Durchführung von Prä-

senzveranstaltungen weder vorgetragen noch ersichtlich ist. Der Senat orientiert sich hier 

in erster Linie am Wortlaut des Gesetzes, wonach es darauf ankommt, dass sich der Leh-

rende und der Lernende in unterschiedlichen Räumen aufhalten. Dies ist auch bei der hier 

angebotenen und durchgeführten Online – Schulung der Fall. Eine einschränkende Ausle-

gung des Wortsinns nach dem Sinn und Zweck der Vorschrift ist nicht angezeigt. Zwar 

gab es zum Zeitpunkt der Verabschiedung des Gesetzes im Jahr 1976 noch keine Video-

konferenzen. Der Gesetzgeber hat aber ausweislich der Begründung des Gesetzentwur-

fes (BT – Drs. 7/4245, S. 14) die Möglichkeit gesehen, dass der Unterricht in einen ande-

ren Raum übertragen werden kann und hat auch diesen Sachverhalt unter den Begriff der 

räumlichen Trennung gefasst. Damit hat der Gesetzgeber zum Ausdruck gebracht, dass 

alle Unterrichtsformen, die nicht in Präsenz stattfinden, unter das Fernunterrichtsschutz-

gesetz fallen sollen: Auch der Umstand, dass bei Videokonferenzen eine synchrone Kom-

munikation wie bei Präsenzveranstaltungen möglich ist, kann eine einschränkende Ausle-

gung des insoweit klaren Wortlauts nicht begründen. Ziel des Gesetzes ist eine umfas-

sende Ordnung des Fernunterrichtsmarktes zum Schutz der Teilnehmerinteressen, nach-

dem Angebote von geringer methodischer und fachlicher Qualität auf dem Markt waren 

(BT – Drs. 7/4246, S. 12). Dieser Schutzzweck führt dazu, dass die Tatbestandsmerkmale 

weit und nicht restriktiv auszulegen sind (BGH, III ZR 310/08, Urteil vom 15. Okto-

ber 2009, Rn. 16ff. - zitiert nach juris). Ausgehend hiervon gibt es für eine einschränkende 

Auslegung bei Videokonferenzen keinen Anlass. Dies gilt umso mehr, als das Bedürfnis, 

die Teilnehmer vor unseriösen Anbietern zu schützen, bei Videokonferenzen deutlich grö-

ßer als bei Präsenzveranstaltungen ist, nachdem für Präsenzveranstaltungen Investitio-

nen in die Räume erforderlich sind, was unseriöse Anbieter abschrecken kann. Hinzu-

kommt, dass bei Präsenzveranstaltungen eine stärkere soziale Kontrolle stattfindet, da im 

Falle einer geringen Qualität des Unterrichts die Lehrenden unmittelbar mit dem Unmut 

der Teilnehmer konfrontiert werden und die Teilnehmer sich – unter anderem hierüber – 

unmittelbar austauschen können (vgl. OLG Stuttgart, 13 U 176/23, Urteil vom 29. Au-

gust 2024, Rn. 31, zitiert nach juris; OLG Oldenburg, Urteil vom 10. Dezember 2024,  

2 U 123/24, BeckRS 2024, 48325, Rn. 7, beck-online).  
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3. Entgegen der Auffassung des Landgerichts findet im vorliegenden Fall auch eine Über-

wachung des Lernerfolgs gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 2 FernUSG statt.  

 

Nach der Rechtsprechung des BGH ist das Tatbestandsmerkmal der Überwachung des 

Lernerfolgs weit auszulegen und bereits dann erfüllt, wenn der Lernende nach dem Ver-

tag den Anspruch hat, zum Beispiel in einer begleitenden Unterrichtsveranstaltung durch 

mündliche Fragen zum erlernten Stoff eine individuelle Kontrolle des Lernerfolgs durch 

den Lehrenden oder seinen Beauftragten zu erhalten (BGH, Urteil vom 15. Oktober 2009, 

III ZR 310/08, Rn. 20 ff., zitiert nach juris; BGH, Urteil vom 12. Juni 2025, III ZR 109/24, 

Rn. 27, 28, 29, zitiert nach juris; BGH, Urteil vom 2. Oktober 2025, III ZR 173/24 Rn. 19 

mwN; zitiert nach juris).  

 

Diese Voraussetzungen für eine Überwachung des Lernerfolgs gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 2 

FernUSG sind hier erfüllt.  

 

Zwar wird im Vertrag nicht ausdrücklich erwähnt, dass der Lernende den Anspruch hat, 

durch mündliche Fragen zum erlernten Stoff eine individuelle Kontrolle des Lernerfolgs zu 

erhalten. Dies ergibt sich jedoch durch die Auslegung des Vertragstextes, wie er aus der 

Sicht der typischerweise an Geschäften dieser Art beteiligten Verkehrskreise zu verstehen 

ist, wobei der Vertragswille verständiger und redlicher Vertragspartner beachtet werden 

muss (BGH, Urteil vom 15. Oktober 2009, III ZR 310/08, Rn. 23, zitiert nach juris). Denn 

ausweislich des Vertrages vom 2. Mai 2024 gehören auch „1:1 Betreuung“, „Kundensup-

port innerhalb der Geschäftszeiten“ sowie „Drei wöchentliche Community Calls zusätzlich 

zum 1:1 Call“ zum vertraglich vereinbarten Leistungsprogramm der Beklagten (vgl. Anlage 

KGR 1, Bd. I Bl. 29, 30 d.A.). Es liegt auf der Hand, dass der Klägerin hierdurch die Mög-

lichkeit eröffnet wurde, Fragen zur Herbeiführung einer persönlichen Lernkontrolle zu stel-

len. Für die Anwendung des FernUSG kommt es demgegenüber nicht darauf an, ob die 

durch den Vertrag ermöglichte Lernerfolgsüberwachung tatsächlich stattfindet (BGH, Ur-

teil vom 12. Juni 2025, III ZR 109/24, Rn. 29, zitiert nach juris).  

 

4.  

 

a) Entgegen der vom Landgericht in seinem Urteil vertretenen Rechtsansicht sind die 

Regelungen des Fernunterrichtsschutzgesetzes und damit auch §§ 7 Abs. 1, 12 Abs. 1 

FernUSG auf den zwischen den Parteien geschlossenen Vertrag anwendbar. Denn der 

persönliche Anwendungsbereich des FernUSG ist nicht auf Fernunterrichtsverträge mit 

einem Verbraucher im Sinne des § 13 BGB beschränkt. Vielmehr erstreckt er sich auf alle 
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Personen, die mit einem Veranstalter einen Vertrag über die Erbringung von Fernunter-

richt im Sinne des § 1 FernUSG schließen; ob dies zu gewerblichen Zwecken oder selb-

ständigen beruflichen Zwecken erfolgt oder nicht, ist unerheblich (BGH, Urteil vom 

12. Juni 2025, III ZR 109/24, Rn. 32, juris). 

 

Der Wortlaut des FernUSG sieht eine Einschränkung des Anwendungsbereichs auf Ver-

braucher im Sinne des § 13 BGB nicht vor. Die Vertragsparteien eines Fernunterrichtsver-

trages im Sinne des Gesetzes sind gemäß § 2 Abs. 1 FernUSG der „Veranstalter von 

Fernunterricht (Veranstalter)“ und der „Teilnehmer am Fernunterricht (Teilnehmer)“. Teil-

nehmer ist danach jede Person, die mit einem Veranstalter von Fernunterricht einen Ver-

trag über die Erbringung von Fernunterricht im Sinne des § 1 Abs. 1 FernUSG geschlos-

sen hat. § 1 Abs. 1 Nr. 1 FernUSG spricht nur allgemein von dem Lernenden, ohne wei-

tere Anforderungen an dessen Person zu stellen. Auch eine Person, die den Fernunter-

richtsvertrag als Unternehmer (§14 BGB) schließt, ist demnach Teilnehmer. Eine auf Ver-

braucher (§ 13 BGB) begrenzte Auslegung des Begriffs des Teilnehmers wäre vom Wort-

laut nicht gedeckt und würde die Grenzen zulässiger Interpretation überschreiten (BGH, 

Urteil vom 12. Juni 2025, III ZR 109/24, Rn. 33, juris).  

 

b) Die Beklagte verfügt unstreitig nicht über eine Zulassung i.S.v. § 12 Abs. 1 FernUSG, 

sodass der von den Parteien geschlossene Vertrag nach § 7 Abs. 1 FernUSG nichtig ist.  

 

Demnach hat die Klägerin ihre Zahlung von 4.000 € ohne Rechtsgrund erbracht. Ihr steht 

deshalb nach §§ 812 Abs. 1 S. 1, 818 Abs. 2 BGB ein Anspruch auf Rückerstattung der 

geleisteten Zahlung in Höhe von 4.000 € zu. Der Wert der von der Beklagten erbrachten 

Leistungen ist im Rahmen der Saldotheorie nicht zu berücksichtigen. Denn es ist weder 

vorgetragen noch ersichtlich, dass und inwieweit den Leistungen der Beklagten ein Wert 

zukommt.  

 

Der Zinsanspruch der Klägerin folgt aus §§ 286, 288, 291 BGB.  

 

Ferner hat die Klägerin gemäß §§ 280 Abs. 1, 2, 286 BGB einen Anspruch auf Erstattung 

ihrer außergerichtlichen Rechtsverfolgungskosten in der geltend gemachten Höhe von 

800,39 €.  

 

Die von der Beklagten erhobene und auf Zahlung von 4.760 € gerichtete Widerklage ist 

unbegründet.  
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Der von den Parteien geschlossene Vertrag ist gemäß § 7 Abs. 1 FernUSG nichtig, so 

dass der Beklagten der mit der Widerklage geltend gemachte vertragliche Vergütungsan-

spruch aus § 611 Abs. 1 BGB nicht zusteht. 

 

III. 

 

Die Nebenentscheidungen beruhen auf den §§ 3, 708 Nr. 10, 713 ZPO, 43 Abs. 1, 47 

Abs. 1, 48 Abs. 1 GKG.  

 

Die Voraussetzungen für die Zulassung der Revision (§ 543 Abs. 2 ZPO) sind nicht erfüllt.  

 

 

Ewald Dr. Pechtold  Pikarski 

 

 

Vorstehende Abschrift stimmt mit der Urschrift 
überein und wird hiermit beglaubigt. 
Naumburg, 4. Februar 2026 
(elektronisch signiert) 
 
Heidinger, Justizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
des Oberlandesgerichts Naumburg 
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